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Gewerkschaftler leisten Widerstand
FDGB bereitet der Staatspartei die größten Sorgen

5,5 M illionen eingeschriebene M itglieder verzeichnet gegen­
w ärtig der sowjetzonale Gewerkschaftsbund. Kund vier M illio ­
nen davon nehmen an keiner politischen Organisationsarbeit. 
teil. 20 000 FDGB-Funktionäre werden hauptamtlich bezahlt.x 
Etwa 18 000 davon sind gleichzeitig M itg lieder und Funktionäre 
der SED. Trotzdem  bleibt der FD G B das Sorgenkind der 
Staatspartei. A u f einer Präsidiumstagung des Bundesvorstandes 
am 15./16. Februar hat die FDGB-Eeitung dies deutlich zum 
Ausdruck gebracht: »Staatsfeindliche Gruppen“ sehen ihre
Chance darin, sich „unter dem Deckmantel der Gewerkschaften 
zu organisieren“ .

Is t  diese Furcht der SED be­
gründet? D ie Beantwortung 
ze ig t das Problem  sowjet­
zonaler Gewerkschaftsarbeit in 
einem interessanten Eicht.

D ie eingangs erwähnten Zah­
len sprechen fü r die organisa­
torische Macht der kommunisti­
schen Gewerkschaftsführung. 
Jeder, der heute in einem 
Staatsbetrieb oder einer öffent­
lichen Verwaltung arbeitet, ist 
zwangsläu figM itglied  des FDGB. 
Seine M itgliedschaft ist darum * 
nicht als politisches Glaubens­
bekenntnis zu deuten. D ie 
hauptamtlichen FDGB-Funktio- 
nare sind in erster L in ie  V er­
treter der SED. Als solche leiten 
und instruieren sie die größte 
sowjetzonale „Massenorgani- 

, sation".
Jeder Betrieb hat seine Be­

triebsgewerkschaftsleitung, die 
BGD. Parte i und Betriebsleitung 
sorgen dafür, daß diese BGD 
sich aus absolut zuverlässigen 
kommunistischen Funktionären 
rekrutiert. Nach den Satzungen 
aber w ird  die BG L von der Ge­
werkschaftsversammlung ge­
wählt. W as nun, wenn die 
Masse der nichtkommunistischen 
Gewerkschaftsmitglieder gegen 
den W illen  der SED-Betriebs- 
parteiorganisation eine echte 
BGD wählt, die etwa fü r die 
Interessen der Arbeiter einzu­
treten verspricht . . . ?

Es g ib t hunderte Beispiele 
dafür. B is zum 17. Juni 1953 
rechnete die SED m it etwa

60 Prozent solcher „feindlichen 
Leitungen“ . Bis M itte 1954 w ur­
den 1300 hauptamtliche FDGB- 
Funktionäre verhaftet. 1955, 
nach dem IV . FDGB-Kongreß, 
kalkulierte die SED noch 20 P ro ­
zent soloher echten Gewerk­
schaftsleitungen ein. Heute mö­
gen es keine 15 Prozent mehr 
sein. Ab^* ihre Existenz be­
weist, daß W iderstand m ög­
lich istl

In  der Parte i bekämpft die 
SED das „Nu r-Ge werks chaftler- 
tum“. Gemeint sind jene Ge­
werkschaftler, die auch als P a r­
teim itglieder die Interessen der 
Arbeiter gegen den Arbeitgeber 
Staat zu vertreten wnssen. So 
sind zahlreiche Altkommunisten, 
die heute in Opposition zur SED 
stehen, im FDGB unterge­
taucht. Als BGL-Sekretäre und 
FDGB-Instrukteure verfechten 
sie die alten gewerkschaftlichen 
Thesen, die man in der Partei 
nicht mehr hören w ill. Von der 
SED werden sie planmäßig ver­
fo lg t  und ausgebootet. Aber es 
g ib t sie überall. So sind im 
FDQB regelrechte W iderstands­
gruppen entstanden, w eil 
die Betriebsgewerkschaftsorga­
nisationen im  kommunistischen 
Staat die einzige Möglichkeit 
bilden, sich zu organisiertem 
W iderstand zusammenzuschlie­
ßen. Die bis heute noch nicht 
außer K ra ft  gesetzten FDGB- 
Statuten bieten den Arbeitern 
eine hervorragende Möglichkeit,

gegen alle unsozialen Maßnah­
men des Staates aufzutreten. 
Die Anfechtung von Betriebs­
kollektivverträgen, die K ritik  an 
Maßnahmen des Staatsapparates 
und die Besetzung von unteren 
FDGB-Funktionen —  also in den 
Betrieben selbst —  können unter 
Berufung auf diese Statuten er­
folgen, wenn man ihren Inhalt 
kennt.,

FD J  vor — VAB  w eg !
D ie jüngste FDGB-Präsidiums- 

tagung hat drei Maßnahmen be­
schlossen, die in der M itg lied­
schaft nur am Bande oder gar 
nicht diskutiert werden sollen. 
Dies sind:

1. D ie Forcierung eines frühe­
ren Beschlusses über die H er­
anziehung von FDJ-Funktionä« 
ren zur Gewerkschaftsarbeit. 
Der FDGB ist überaltert, und 
gerade die alten Kommunisten 
und Gewerkschaftler leisten be­
harrlichen W iderstand gegen die 
Zerschlagung der eigentlichen 
Gewerkschaften. Vorurteilslose 
FD J ler sollen die Beschlüsse der 
Parte i als „Gewerkschaftler 
neuen Typus" realisieren.

2. D er FDGB-Bundesvorstand 
hat die auf dem M ärz-Parteitag 
der SED zu beschließende 20- 
prozentige Produktionskosten- 
senkung (Normenerhöhung) ohne 
Befragen der M itgliedschaft von 
vornherein geb illig t und sank­
tioniert. x

3. D er Bundesvorstand hat 
einen FDGB-Ausschuß gebildet, 
der in kürzester F rist die end­
gü ltige übernähme der Sozial­
versicherung (VAB ) unter die 
Leitu ng des FD G B vollziehen 
w ird. f

Was dieser letzte Punkt be­
deutet, braucht nicht erklärt zu 
werden. D ie B G L  w ird  künftig 
über die „Notw endigkeit“  und 
Dauer einer Krankheit sowie 
über jede Arbeitsausfallsent­
schädigung entscheiden.
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allem auch in der inneren Ge­
staltung des Sowjetstaates — 
eine erst© W andlung begonnen 
hat, die dann allerdings zu 
ihrem Ablauf noch vie l Zeit be­
nötigen würde. Das „Neue 
Deutschland" hat uns in seiner 
Verlegenheit freundlicherweise 
darüber belehrt, daß der M arx­
ismus-Leninismus kein Dogma 
sei; deshalb müsse er die D inge 
„im m er w ieder aufs neue bei 
den Hörnern packen", er müsse 
dem „F luß  der Bewegung ge­
recht“ werden und der Entw ick­
lung des Neuen dicht „au f den 
Fersen bleiben". Nun, das ist 

sich auch auf die P o litik  ge legt Steine W eisheit, die schließlich
fü r jede P o litik  gilt, gerade 
wenn sie nicht, w ie der M arx­
ismus-Leninismus, den An­
spruch auf „wissenschaftliche" 
D ichtigkeit erhebt. Gerade diese 
W eisheit aber wurde früher in  
Moskau und Pankow nicht an­
erkannt —  wenigstens nicht für 
das W irken des weisen Stalins, 
des Lehrers aller Völker. Vor 
a llem : in anderen Ländern w er­
den diejenigen, die der Ent­
wicklung des Neuen besonders 
dicht auf den Fersen sind und 
heute bereits sagen, was mor­
gen amtlich ist, nicht heute er­
schossen und morgen rehabili­
tiert. Das ist der Unterschied.

ret. wenn w ir  aus uexu 
heraus und w ieder klarer sehen 
wollen, dann , dürfen w ir  uns 
nicht auf das Abwarten verlas­
sen, sondern müssen diejenigen 
zum Handeln drängen, die da­
zu berufen sind. Nur durch mu­
tiges Handeln kann das Unge­
wisse gek lärt und das noch 
Form lose schließlich gestaltet 
werden.

Der neue W eg  der K FdS ü  
Bevorzugter Gegenstand der 

Spekulation im  Ungewiäsen ist 
heute der soeben beendete 
X X . Parte itag  der K PdSU  in 
Moskau. D ie Meinungen über 
das, was dieser Parte itag  für 
die sowjetische Innen- und 
Außenpolitik bedeutet,' sind 
zahlreich und widerspruchsvoll. 
W as die schroffe Abkehr vom 
Stalinismus bezweckt, das ifet 
die Frage, die auf unserer Seite 
des Eisernen Vorhanges ebenso 
lebhaft erörtert w ie drüben 
verschwiegen wird. Eine w irk ­
lich genaue Antw ort auf diese 
Frage ist heute schwer zu ge­
ben. Sie kann nur von der so­
wjetischen P o litik  selbst kom­
men. Es ist denkbar, daß —  vor

Deutschland" als undoktrinäre 
Beweglichkeit, als Anpassung an 
veränderte Realitäten preist, 
das ist im  Grunde etwas ganz 
anderes, nämlich das Handeln 
nach einer rein taktisch be­
stimmten 'Zweckmäßigkeit. A ls 
zum Beispiel Moskau 1946 in der 
Zone die Sozialdemokraten für 
die Vereinigung m it den Kom ­
munisten gewinnen wollte, da 
wurde, um diesen Anschlag zu 
erleichtern, feierlich verkündet, 
daß jedes Volk  seinen eigenen 
W eg  zum Sozialismus habe. A ls 
dann die Vereinigung vollzogen 
war, wurde diese schöne These 
w ieder verworfen. Der „sow je­
tische W e g “  wurde als der al­
lein gü ltige befohlen, und jene 
wurden verfem t, die den „be­
sonderen W eg “ vertreten hat­
ten — T ito  allen voran. Heute 
dagegen hören w ir  w ieder aus 
Moskau, daß jedes Volk  das 
Recht habe, auf verschiedenen 
W egen  zum Sozialismus zu ge­
langen. Das ist, heute w ie da­
mals, die taktische Anpassung 
an eine bestimmte Situation, in 
der es Moskau darauf ankommt».

hat und uns den K ern  der 
D inge verhüllt. W ege, die w ir  
erproben möchten, sind bereits 
auf kurze Sicht dem Auge ent­
zogen, und ihr w eiterer V er­
lauf b leibt mehr der Ahnung 
oder der Berechnung „auf gut 
Glück“ überlassen. Das ist das 
typische B ild  einer Zwischen­
phase, in der inm itten w ider­
sprechender Deutungen die 
einen nach neuer Orientierung 
suchen, andere müde resign ie­
ren und schließlich die verant­
wortlichen Staatsmänner uns 
Geduid predigen. Geduld? Das 
ist eine Tugend, die nach jahre­
langer Übung w en ig Reize bie-

Politik im 
winterlichen Nebel

D T . Es sind heute gute Zei­
ten fü r die Propheten in der 
Po litik , fü r die politischen Spe­
kulanten, Rechthaber und Bes­
serwisser, die allesamt das Gras 
wachsen hören und m it dem 
Anspruch auf Unfehlbarkeit bis­
w eilen sehr fehlerhafte D iagno­
sen und Prognosen geben. W ir  
bewegen uns nämlich in einem 
dicken w interlichen Nebel, der

Menschen und Völker fü r die 
kommunistische P o litik  zu ge­
winnen, die sich durch den 
s o w j e t i s c h e n  W eg  zum 
Sozialismus abgeschreckt füh­
len.

Der Verführer putzt sieh
Dieses H in  und H er zwischen 

gegensätzlichen Theäen, die 
heute feierlich verkündet und 
morgen m it Strafgericht ver­
worfen werden, um vielleicht 
übermorgen w ieder Geltung zu 
erlangen —  das ist es, was die 
fre ie W elt wundert und zu­
gleich skeptisch macht. An die­
sen Erfahrungen gemessen, ist 
es —  ohne freundlichere Aus­
legungen ausschließen zu w ol­
len —  w ohl nicht abw egig zu 
sagen, daß der Stalinismus ver­
urteilt wurde, w eil er heute 
dem Krem l innen- und außen­
politisch keine E rfo lge mehr 
verspricht. Schließlich hat er die 
fre ie W elt zur Verteid igung 
m obilisiert und organisiert und 
dadurch die weitere Ausbrei­
tung der kommunistischen 
Macht, das gleichbleibende Ziel 
des Kremls, erschwert. Au f dem 
W ege zu diesem Ziele steht 
heute, wenn er über kriege­
rische Lösungen führen sollte, 
in* furchtbarer Drohung Atom ­
bombe gegen Atombombe. Das 
ist ein überzeugender Grund, 
ihn n i c h t  zu gehen.

Was dann bleibt, das ist zu­
nächst der auf dem Moskauer 
Parte itag  gepriesene W ettbe­
werb in der friedlichen K o­
existenz. M it ihm möchte Mos­
kau —  das ist ein pikanter na­
tionalistischer Zug in der H a l­
tung dieser großen, aber noch 
immer von M inderwertigkeits­
komplexen geplagten internatio­
nalen Macht —• auf allen Ge­
bieten materieller und geistiger 
Produktion, einschließlich der 
Literatur und der schönen Kün­
ste, an die erste Stelle der W elt 
rücken; man glaubt, auf diese 
W eise die W elt beeindrucken 
und gewinnen zu können. Was 
ferner bleibt, das ist eine den 
veränderten Umständen ange- 
paßte P o litik ; Lockung, ver­
bunden mit Druck und ober­
irdischen sowie unterirdischen 
Einw irkungen: der parlamen­
tarische W eg  zur Machtgewin- 
nung. Es ist, kurz gesagt, die 
Methode, um .¡den bereits aus- 
gewählten Opfern der politi-



Lieber Leser!
W ir  wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Änsichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der an folgende Adresse zu 
schicken:

Herrn E. B e g n i  
Berlin-Tem pelhof 1 

Manfred-v.-Bichthofen-Str. 2, I I

Falls  Sie den kleinen TAG  
mit der Post erhalten, entfernen 
Sie bitte Ihre Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ihre 
H ilfe .

Schwere Bevölkerungiverluste In der Zone
G ebu rten ü bersch u ß  g e r in g e r  a ls in  d e r  B u n d es rep u b lik  

Berlin (Eigeninel&ung). Bi© Gesamtzahl der Einwohner der 
Sowjetzone und Ostberlins ist, wi© das Deutsche Institut für 
W irtschaftsforsehung in W estberlin  bekannt gab, von 19,088 M ill. 
Ende 1948 auf 17,900 M ill. am' 31. Dezember 1955 gesunken.

D ie Bevölkerungsentwicklung 
in Mitteldeutschland wurde vor 
a llem  durch die Flüchtlingsab­
wanderung von 1,828 M ill. in  der 
Zeit von 1949 bis 1955 beein­
flußt, der nur eine geringe 
Rückwanderung gegenüb ersteht.

D ie Bevölkerungsverluste be­
trugen in dem Zeitraum von 
1949 bis 1955 mehr als das D rei­
fache des natürlichen Bevölke­
rungszuwachses. Der Geburten­
überschuß, über den die Zonen- 
Presse nach mehrjähriger 
Pause im Januar 1956 erstmals 
w ieder berichtete, lieg t unter 
dem der Bundesrepublik. Es

D e r  w e s t d e u t s c h e  A r b e i f s m a r k t
Rückgang der ArbeitsiosenzaM — Sorgen tim Nachwuchs
Nürnberg (A P ). D ie Arbeits­

losenquote ist in den letzten 
fün f Jahren nach M itteilung der 
Bundesanstalt fü r Arbeitsver­
m ittlung und Arbeitslosenver­
sicherung von 10,3 Prozent int 
Jahre 1950 auf 5,1 Prozent 1955 
gesunken. Int Jahresdurchschnitt 
erhöhte sich die Zahl der in der 
Bundesrepublik beschäftigten 
Arbeiter, Angestellten und Be­
amten während der gleichen Zeit 
von 13 827 000 auf 17 175 000. D ie 
Zahl der unbesetzten Stellen er­
höhte sieh von 116 000 auf 
200 000.

Ein großes Problem  ist der 
Mangel an geeigneten Nach­
wuchskräften, der sich in  den 
kommenden Jahren noch ver­
größern w ird. Vor wenigen Jah­
ren  noch bestand ein Mangel an 
Lehrstellen. Handwerk und In ­
dustrie suchen zur Zeit 42 876 
männliche Lehrlinge. Dem gegen­
über sind, nur 33 105 männliche 
Schulentlassene noch ohne
Arbeit. Bei den Mädchen sind 
11295 Lehrstellen noch unbe­
setzt/Hingegen sind 21 259 weib­
liche Schulentlassene noch nicht 
in  den Arbeitsprozeß einge­
gliedert.

D ie noch nicht untergebrach­
ten Schulentlassenen sind nach 
M itteilung der Bundesanstalt 
meist fü r die gewünschte Be­
rufsausbildung w em g geeignet

oder halten an einseitigenv aus 
dem Stellenangebot der W ir t­
schaft nicht erfüllbaren Berufs­
wünschen fest. V ie le  weigern 
sich auch, ihre Fam ilien zu ver­
lassen und auswärts Lehrstellen 
anzunehmen.

ist damit zu rechnen, daß die 
Flüchtlingszahlen in  absehbarer 
Zeit den geringen Zuwachs aus 
den Geburtenüberschüssen über­
schreiten -werden, so daß die 
Bevölkerungszahlen der Sow jet­
zone weiter absinken dürften.

Sohr empfängt SieveMng
. Berlin (Eigenmeldung). Der 

Regierende Bürgermeister Suhr, 
der vor kurzem seine Amts­
geschäfte w ieder aufnahm, hat 
den Hamburger Bürgermeister 
Dr. Sieveking in  Berlin  zu 
einer längeren Aussprache emp­
fangen. Es wurden u. a. auch 
Problem e der deutschen Innen- 
und Außenpolitik erörtert. Sie­
veking versicherte, er werde er­
neut nach M itteln  und W egen 
suchen, um die bereits beste­
henden Beziehungen zwischen 
Hamburg und B erlin  auszu­
weiten.

D a l l e s  g e g e n  „ t a t e n l o s e s  A b w a r t e n “
Möglicherweise bleibende Änderung der Sowietpolitik

Washington (AP/DPA). D er 
amerikanische Außenminister 
Dulles erklärte auf einer Presse­
konferenz, die erste Bunde des 
kalten K rieges m it der Sow jet­
union scheine beendet zu^sein. 
Es könne jedoch eine zweite 
Runde beginnen, bei der die So­
w jetführer gleichfalls, aber nicht 
so offen, „auf Raub“ ausgingen. 
Aus diesem G-runde würde sich 
ein tatenloses Abwarten verhee­
rend auswirken.

Dulles w ies in diesem Zusam­
menhang die von demokrati­
schen. Po litikern  an seinen jü ng­
sten Ausführungen geübte K r i­
tik zurück, er sei bei der Beur­
teilung der neuen Sowjetpolitik 
z\i optimistisch. E r wiederholte 
aber seine -Ansicht, daß die 
"Wandlungen in der sowjetischen 
Po litik  möglicherweise eine blei­
bende Änderung, in der R ich­
tung der sowjetischen Po litik  
andeuten. In  dieser zweiten

Runde habe sich die amerika­
nische Po litik  den veränderten 
Bedingungen anzupassen. Insbe­
sondere denke er dabei an eine 
Po litik  der wirtschaftlichen 
H ilfe .

Teure Sowjethilfe
Neu Delh i (A P ).  D ie sow jeti­

schen Techniker, die Indien ge­
genw ärtig bei der Erschließung 
seiner Bodenschätze behilflich 
sind, stellen dem Land nicht 
kostenlos zur Verfügung. W ie 
auf Anfrage vor dem indischen 
Parlament m itgeteilt wurde, er­
halten die zur Zeit in Indien 
tätigen 18 sowjetischen Erüöl- 
faehleute pro K o p f ein einkom­
mensteuerfreies Tagesgcld in 
Höhe von 95 Rupien (84 DM) zu­
züglich fre ier Unterkunft und 
Verpflegung sowie Reisekosten­
vergütung und kostenlose medi­
zinische Behandlung.



S o w je tg e w e rk sc h a fte n  —  v e ru rt e ilt
D T. In  den offiziellen Reden 

des Moskauer Parteikongresses 
wurden viele K ritiken  des W e­
stens an dem kommunistischen 
System der U nfreiheit m it ver­
blüffender Offenheit sow jetoffi­
ziell als Tatsache bestätigt, nach­
dem sie bisher stets als „Hetze'* 
der monopolkapitalistischen 
Presse bezeichnet worden w a­
ren. Das trifft auch fü r die 
westliche K r it ik  an den sow je­
tischen Gewerkschaften zu, die 
über ihre M itg lieder die Zucht­
rute des Antreibers schwingen 
mußten.

Sehr vie l ändern w ird  sich 
daran im Grundsätzlichen sicher 
nicht; denn in der Rede Schwer- 
niks, dem die Aufgabe zufiel,, 
den Gewerkschaftsgedanken vom 
Stalinismus zu reinigen und w ie­
der auf eine leninistische L in ie 
zu bringen, w ird  den Gewerk­
schaften als „erste und w ichtig­
ste Aufgabe“ vorgeschrieben, 
„d ie breiten Massen zu einer 
kommunistischen Einstellung

(Fortsetzung von Seite 2)
sehen Verführung besser zu ge­
fallen, als es der Stalinismus 
vermochte: der Verführer putzt 
sich.

Diese Methode ist fü r uns 
wahrscheinlich noch gefähr­
licher. Das schließt indessen 
nicht aus, daß sie dennoch zur 

-äußeren Entspannung beizutra­
gen und sogar bessere Ansätze 
zur Verständigung in manchen 
Fragen zu bieten vermag. Das 
setzt allerdings voraus, daß der 
W esten zwar m it höchster 
Wachsamkeit, aber doch be­
weglich, einfallsreich, in itiativ 
und verständigungsw illig auf 
die taktische Veränderung der 
sowjetischen P o litik  reagiert.

W ir kennen keine 
Sackgasse! -

Die Testfrage, an der die so­
wjetische Politik- immer w ieder 
erprobt werden muß, ist für 
uns mehr als alle anderen 
Streitfragen der W eltpolitik  das 
Deutschland-Problem. W ir  kön­
nen und w ollen nicht hören, daß 
diese Lebensfrage Deutschlands

zur A rbeit zu erziehen und ihre 
schöpferische In itia tive auf die 
höchstmögliche Steigerung der 
Arbeitsproduktivität zu richten".

Es sind bekannte Melodien. 
D ie 1,3 M ill. Gewerkschaftsfunk­
tionäre sollen „auf die Massen 
einwirken, damit sich das N i­
veau des sozialistischen W ettbe­
werbs hebt. Ja sogar die grö­
ßere Freizeit, wenn die verspro­
chene Arbeitszeitkürzung v ie l­
leicht einmal kommt, soll die 
W erktätigen dazu verpflichten, 
durch Ausbildung ihre betrieb­
liche Qualifikation zu erhöhen."

Interessanter ist die geübte 
Selbstkritik, denn sie zeigt, was 
m it diesen Gewerkschaften bis­
her los war. Da heißt es, daß 
„in  den Nachkriegsjahren die 
Industriegewerkschaften aufge- 
hört haben, sich richtig m it den 
Fragen  der A rbeit und des A r­
beitslohnes zu befassen“. Man 
traut seinen Augen nicht, wenn 
man dieses vernichtende U rteil 
über Organe, die sich Gewerk­

in eine „Sackgasse" geraten sei. 
W enn ein solches B ild zutref­
fen sollte, dann müßte es das 
tägliche, aktive Bestreben un­
serer Po litik  sein, aus der 
Sackgasse heraus einen W eg  ins 
Freie zu schaffen. Sackgassen 
sind nämlich kein würdiger 
Aufenthalt fü r die deutsche 
Politik .

Auch die Auffassung des fran­
zösischen Außenministers, daß 
die F rage der deutschen W ie ­
dervereinigung heute unlösbar 
sei und die Lösung auf dem 
W ege über eine voraufgehende 
Abrüstung gesucht werden 
müsse, ist fü r uns nicht an­
nehmbar. Diese Koppelung der 
deutschen F rage m it der A b ­
rüstung weckt in uns die pein­
liche Erinnerung daran, daß 
über das Problem  der A b ­
rüstung —  m it Ausnahme der 
Jahre des zweiten W eltkrieges 
—  auf Grund des Versailler 
Vertrages bereits seit 1920 ver­
handelt w ird . W ir  schreiben 
aber heute 1956 und wollen 
die deutsche W iedervereinigung 
nicht dem ungewissen Schicksal 
einer internationalen Abrü­
stungskonvention gleichschalten.

schäften nennen, liest. N icht zu 
verwundern, daß, w ie Schwer- 
n ik schildert, geradezu ein 
Lohnchaos entstanden ist, bei 
dem vie lerlei Zuschläge und 
Präm ien schließlich w ichtiger 
wurden als die Lohntarife. So­
gar die Akkordnormen sind 
„versackt“ , w ie offen zugegeben 
w ird ; denn, so sagte Schwernik, 
man hat sie nicht „w issen­
schaftlich“ erm ittelt, sondern 
einfach dem erreichten Lohn­
niveau angepaßt. Auch die 
„staatlichen Ta rife “  für die An­
gestellten wurden „vernachläs­
sig t“ . „Angestellte, die die g le i­
chen Funktionen ausüben, er­
halten unterschiedliche Gehäl­
ter, deren Höhe sich zu fällig  er­
geben hat.“

W oher kommt das? „D ie so­
wjetischen Gewerkschaften ha­
ben nicht die erforderliche In i­
tiative entwickelt", bestätigte 
der Redner wörtlich.

W e ite r: „D ie Gewerkschaften 
haben die Schädlichkeit aller 
möglichen Anreizsysteme, die zu 
einem Durcheinander in der 
Lohn frage führten, nicht aui'ge- 
deckt.“  Und die Ursache? „D ie 
Gewerkschaften und W irtschafts­
organe lebten in Frieden und 
Eintracht miteinander trotz der 
Mängel, dieses in der F rage des 
Arbeitslohnes g ib t.“  Fügen w ir  
hinzu, w eil sie „Angst“ hatten, 
als Saboteure zu gelten, wenn 
sie die Interessen der Arbeiter 
w irklich vertreten wollten. Bes­
ser konnten die eigentlichen U r­
sachen fü r die westliche K rit ik  
nicht bestätigt werden. Sogar 
Genosse Chrustschow hat jetzt 
die „versöhnlerische Einstellung 
vie ler Gewerkschaftsorgane ge­
genüber den W irtschaftsfunk­
tionären“ kritisiert. Im  Westen 
nennt man das „gelbe Gewerk­
schaften“ , und man verachtet sie.

Filme im Ämerika-Haus
Ständige kostenlose F ilm vor­

führungen mit den neuesten 
Wochenschauen werden für Be­
sucher aus dem Ostsektor Ber­
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a h a u s  a m  N o l *  
l e n d o r f  p l a t z  gezeigt. 
Täglich  ab 13 Uhr in stünd­
licher Folge. Letzte Vorführung 
um 1? Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 TThr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfilmstunde für K inder 
aus dem Ostsektor und der Ost­
zone jeden Sonntag um 14 Uhr,

Politik iw winterlichen Nebel



So sind sie w irklich t

„Eigentlich war ich immer Kommunist . .
A ls 155 ehemalige SPD-Funk- 

tionäre, die nach 1946 zur 
SED übertraten, dieser Tage 
eine gemeinsame Resolution 
„An alle Sozialdemokraten in 
Ost und W est“ unterschrieben, 
prangte zuoberst auf diesem 
seltsamen Dokument der Name 
Otto Grotewohl. Der Mann, der 
Zehntausende seiner einstigen 
Parteigenossen m it einem Ffe- 
derstrich den Kommunisten 
überantwortet hat, besann sich 
zum ersten Male seit zehn Jah­
ren w ieder auf das Parteibuch, 
m it dem er in die Po litik  ge­
kommen ist.

Otto Grotewohl w ird  am
11. März 62 Jahre alt. Sohn 
eines Braunschweiger Schnei­
dermeisters (er bevorzugt noch 
heute einen leicht norddeutschen 
D ialekt), erlernte er das Buch­
druckerhandwerk und ging als 
lö jäh riger zur SPD. Nach vier­
jähriger M ilitärzeit versuchte er 
beim Umsturz 1918 unter L ieb ­
knecht in der U SPD  zu avan­
cieren. A ls ihn alte Spartakisten 
an die W and drückten, g ing er 
enttäuscht zur alten Partei zu­
rück, die ihm einen Posten als 
Angestellter der Braunschweiger 
Ortskrankenkasse verschaffte.

Auf .Partelkosten studierte er 
ein ige Semester P o litik  und 
wurde schließlich 1920 doch noch 
Landtagsabgeordneter. Eine R e ­
gierungskrise verh ilft ihm als 
27jährigem  zum Posten des In ­
nen- und Volksbildungsmini­
sters des Landes Braunschweig. 
A ls Justizminister w ird  er 1923 
von den in  Bürgerkriegsvorbe­
reitungen steckenden Thälmann- 
Kommunisten bekämpft. 1925, 
nach etlichen politischen N ieder­
lagen, setzt ihn seine Parte i als 
Präsidenten der Landesversiche­
rungsanstalt Braunscbweig, eine 
einträgliche Pfründe, ein. 1933 
auf die Straße gesetzt, verdient 
er sich als Vertreter fü r Spiri­
tuosen, landwirtschaftliche Ge­
räte und Industrieöfen sein 
Brot.

Grotewohls „W iderstand“
Im  Novem ber 193S w ird  Grote­

wohl fü r drei Monate verhaftet. 
Man hat ihn irrtümlich in V er­
dacht, seine Vertretertätigkeit 
fü r Kurierdienste der SOPADB,

OTTO GROTEWOHL

der in  die Illega litä t gegange­
nen SPD, zu nutzen. Eine solche 
Tä tigkeit lag Grotew'ohl ebenso 
fern  w ie eine Beteiligung am 
20. Juli, deren man ihn ver­
dächtigte. Heute gelten beide 
Episoden als die „W iderstands­
periode“ des DDR-M inisterprä- 
sidenten . . .

1945 ist Grotewohl in  dem von 
den Sowjets besetzten Berlin 
Vorsitzender des SPD-Zentral- 
ausschusses. D ie Sow jets unter­
stützen den ehrgeizigen Mann, 
führen m it ihm erste Bespre­
chungen über eine geplante 
Verschmelzung von K P D  und 
SPD. Ohne W issen des SPD - 
Parteivorstandes lie fen  damals 
vie le Fäden  zwischen dem Büro 
Grotewohl und Karlshorst. V or 
dem „Vereinigungsparteitag" im 
A pril 1946 w ird  die L in ie  fest­
gelegt. Dann reichen sich Pieck 
und ■ Grotewohl vor den Augen 
ihrer M itgliederschaft demon­
strativ die Hand: Grotewohl ist 
M it-Vorsitzender der neuen^SI D.

Damals galt noch die „Parität 
der Leitungen“ in  der SED, 
Grotewohl selbst hat sie w ider­
rufen. Jede SED-Leitung mußte 
paritätisch m it einem aus der 
K P D  und einem aus der SPD 
kommenden M itg lied  besetzt 
werden. Als man m it diesem 
Prinzip  brach, trat U lbricht .als 
Generalsekretär der Parte i in

den Vordergrund. Grotewohl und 
der alternde Pieck wurden 
„Staatsmänner“ .

„Staatsmann“  Grotewohl
Von 1947—1949 w irk te Grote­

wohl als SED-Vertreter im  
„Volkskongreß". D ie „P rov isori­
sche Volkskammer“ wählte Ihn 
zum Ministerpräsidenten der 
„Provisorischen Regierung", die 
bald — ohne W ahlen —  lega li­
s iert werden sollte. Heute Ist 
Grotewohl sechseinhalb Jahre 
Ministerpräsident, ohne daß sein 
Am t durch fre ie  W ahlen leg it i­
m iert werden durfte. Eine Un­
zahl politischer Funktionen 
lieg t auf ihm, der als Politbüro- 
M itg lied  der Parteid iszip lin  sei­
nes Regierungs-Stellvertreters 
und Parteichefs U lbricht unter­
liegt.

Grotewohl hat o ft darunter 
gelitten, daß er nicht zur „A lten  
Garde“ gehört. E r  b lieb immer 
Außenseiter, auch wenn er zu 
betonen p fleg t: „Damals bei der 
U SPD  —  Mißverständnisse ha­
ben mich von Liebknecht und 
Thälmann getrennt. Eigentlich 
bin ich immer Kommunist ge­
wesen . . .“ Seine Fam ilie hat 
ihn verlassen, die Parte i stellte 
ihm seine je tz ige  Frau, die 
wesentlich jüngere Madeleine 
Grotewohl, an die Seite. Im  
M inisterrat verkörpert er an­
fangs noch den Typ  des „seriö­
sen Kommunisten". Seit 1953 
haben es auch die bürgerlichen 
M itläufer aufgegeben, m it ihm 
offen über die Staatsgeschäfte 
zu reden.- So ist der einst maß­
los ehrgeizige Mann immer ein­
samer geworden, obwohl seine 
politische Stellung sicherer ist 
als die eines U lbricht oder 
Pieck. Grotewohl ist das halb­
w egs vertretbare Aushänge­
schild der Sow jets: E in Kom ­
munist, der wahlweise als So­
zialdemokrat aüf-treten kann. 
Sein© alten Genossen registrie­
ren ■ Zehntausende einst aktiver- 
Arbeiterfunktionäre, die wegen 
eben dieser SPD-Zugehörigkeit 
von der SED verfo lg t worden 
sind. Grotewohl hat alles sank­
tioniert. D ie Sowjets aber brau­
chen diesen Mann, w e il er ihnen 
die wenigsten ideologischen 
Schwierigkeiten m acht. .  t



Mit Modeabend und Gymnastikkurs
S E D  w il l  „F rau enau sschü sse res ta u r ie re n 44 

Seit einigen Wochen sehen sich plötzlich die sowjetzonalen 
Frauen w ieder von der SED umworben. W er vor vielen Jah­
ren einmal M itg lied  des B F B  gewesen Ist und diese M itg lied ­
schaft längst vergessen hat, w ird  nun von einem ganzen 
Schwarm weiblicher Funktionäre heimgesucht, die ihm E in­
ladungskarten su Modeabenden und kostenlosen Gymnastik­
kursen offerieren. Bund 40 Barteilokale wurden vom D FD  
allein in Gstberlin gemietet, um ab 1. März die „Frauenbund- 
Arbeit“  friseh-fröhlich wiederaufzunehmen. Gleichzeitig w er­
den in den Betrieben die sattsam bekannten „Frauenaus­
schüsse“ w ieder ins Leben gerufen. Eine Aktivität, die man­
chen stutzig macht.
Der Grund: Im  Herbst 1956 

finden Neuwahlen im ' DFD 
statt, m it denen man die kom­
munistische Frauenbund-Orga­
nisation nach fast dreijährigem  
Schlaf w ieder auf die Beine 
stellen w ill. Bis zum 10. Jahres­
tag  des D FD  im März 1957 w ill 
die Organisation 1,2 M illionen 
Frauen und Mädchen umfassen.
Gegenwärtig zahlen nur etwa 
150 000 Frauen —  meist in 
Staatsfunktionen tätig  —  M it­
gliedsbeiträge. Rund 400 000 
M itglieder oder zeitw eilig  R e­
gistrierte sind stillschweigend 
w ieder ausgetreten. D is DFD- 
Leitungen zerfielen, ihre Büros 
wurden geschlossen und die 
Zvlitglieder waren froh, so b illi­
gen Kaufes davongekommen zu 
sein.
HO-Sessel für 
Harieibereimgimg 

Im  Rahmen der „Karteiberei­
nigung“ werden jetzt „a lte M it­
glieder“ gesucht. So hat der Be­
zirksausschuß Berlin - Pankow 
des D FD  zum Beispiel Preise 
für die W iederwerbung ehema­
liger M itglieder ausgesetzt: Für 
100 wiedergeworbene Frauen 
ein HO-Sessel. Für 50 eine 
Stehlampe. Für 10 eine Perlon- 
garnitur!

Diese A rt der Präm iierung hat 
xdelerorts eine hektische Be­
triebsamkeit zur Folge. D ie 
restaurierten D FD  - Leitungen 
kommen auf die seltsamsten 
Ein fälle, um M itg lieder zu vrer- 
hen. W eibliche»Funktionäre ge­
hen ungebeten in den Schulun­
terricht, informieren sich über 
die schulischen Leistungen der 
K inder und gehen dann zu den 
Eltern, um diese zu „beraten“.
D ie Mütter können sich m it 
einer Eintrittserklärung dabei 
sogar Nachhilfeunterricht für 
ihre K inder erkaufen. D ie De­
vise lautet fü r den D F D : „In

Kontakt kommen!" D is Mütter 
der Schulabgänger werden auf­
gesucht, um sie über Berufs- 
chancen aufzuklären, anderen 
w ird  noch an der Wohnungstür 
freudestrahlend verkündet, daß 
die benachbarte H O -F iliaie für 
a lle DFD-Freunde eine Sonder- 
Verkaufsmesse mit Haushalts­
artikeln veranstalten w ill usw. 
Im  H in te r g ru n d : Der Plan 

Diese Mätzchen sind unum­
gänglich für die SED und den 
Staatsapparat. D er neu8 Fün f­
jahrplan hat nu r Aussicht auf 
Erfo lg , wenn rund eine M illion 
Frauen zusätzlich in der Indu­
strie oder Landwirtschaft be­
schäftigt werden können. Diese

Zahl ist utopisch: In  der gan­
zen Zone wäre es der SED nicht 
möglich, heute noch eine M il­
lion arbeitsfähiger Frauen zu 
rekrutieren. Es sei denn, die 
SED träfe Maßnahmen -wie die 
NS-Rüstungsindustrie im letz­
ten K rieg. H ier liegt die A u f­
gabe des kommunistischen Frau­
enbundes. Er allein kann die 
Frauen organisieren und beein­
flussen, kann die Arbeitsver­
wendungsfähigkeit der sow jet­
zonalen Frauen * prüfen. D ie 
D FD  - Genossinnen, die heute 
scheinheilig in die Wohnungen 
treten, werden morgen attestie­
ren, daß Frau Müller eigent­
lich w irklich abkömmlich ist fü r 
die Stanzarbeit im  nächsten 
VEB. Sie werden dann auch die 
K inder unterbringen im  .näch­
sten Kindergarten und darauf 
achten, daß alles den W eg  des 
großen Planes geht. Die „Frau­
enausschüsse“ in den Betrieben 
aber werden die „Gleichberech­
tigung“ realisieren, die den 
Frauen der Sowjetzone verfas­
sungsgemäß zugesichert w or­
den is t: „Keine .unterschied­
lichen Normen für Mann und 
F rau !“ und „Frauen, zeigt es 
den Männern, daß Ih r bessers 
Aktivisten se id !"

Der OB entschuldigt sich
Für Brandenburger Karnevals-Zwischenfall

Berlin (epd). Der Oberbürger­
meister von Brandenburg hat 
bei dem Superintendanten in 
Brandenburg einen offiziellen 
Besuch gemacht, um sich fü r die 
Vorkommnisse auf einer Karne- 
valsveranstaltung der Stadt au 
entschuldigen. W ie berichtet, 
vvar eia Schauspieler in  der 
R o llo  Jesu Christi als Bütten­
redner aufgetreten.

Hausverfeole für Kateehetsa
Berlin (D PA ). Di® Ausübung 

des Religionsunterrichts w ird  in 
Ostberlin durch die dortigen Be­
hörden in zunehmendem Mafia 
erschwert. In  den meisten'Ober­
schulen kann kein evangelischer 
und katholischer Religionsunter­
richt mehr erteilt werden, w eil 
d ie Schulleiter keine Räume 
mehr zur Verfügung stellen. An 
den Grundschulen ist der R e li­
gionsunterricht allgemein nur 
noch in den Naehmittagsstunden 
vor. 15 Uhr an zulässig, so daß

den Schülern die Teilnahme er­
schwert w ird.

D is 2ahl der Katecheten, die 
aus geringfügigen Anlässen von 
Schulleitern durch ein Hausver­
bot am Betreten der Schulge­
bäude behindert werden, ist in 
den letzten Wochen erheblich 
gestiegen.

KP-Tam organisaiion
aufgelöst

Hamburg (AP/D PA ). In  
Schleswig - Holstein, Hamburg 
und Bremen ist die als kommu­
nistische Tarnorganisation be­
kannte „Gesellschaft fü r deutsch- 
sowjetische Freundschaft" ein­
schließlich ihren Unterorganisa­
tionen überraschend aufgelöst 
worden. D ie Büros der Gesell­
schaft wurden polizeilich ge­
schlossen, ihr Vermögen . be­
schlagnahmt und in den W oh­
nungen der führenden M itg lie­
der Hausdurchsuchungen vorge­
nommen.



Größerer Schutz für Fußgänger
N eu e  V e rk e h rs re g e ln  besch lossen  

Bonn (AP/D PA ). Zur Erhöhung der Verkehrssicherheit auf 
den Straßen hat der Bundesrat die Einführung einer Reihe 
neuer Verkehrsregeln und neuer Nummernschilder für die 
K raftfahrzeuge beschlossen. Die Vorschriften müssen von der 
Bundesregierung zum 1. Mai in K ra ft  gesetzt werden.

Unte? anderem wurden fo l­
gende Vorschriften beschlos­
sen:

1. Die Einführung von beson­
deren Fußgängerüberwegen, die 
durch gelbe Blinkleuchten und 
weiße Streifen gekennzeichnet 
werden. Auf diesen Überwegen 
hat jeder Fußgänger vor jedem 
Fahrzeug den Vorrang, wenn 
der Fußgänger sich auf dem 
Überweg befindet, bevor das 
Fahrzeug diesen W eg  erreicht 
ha t

2. Auf Straßen ohne Gehweg 
außerhalb geschlossener Ort­
schaften müssen Fußgänger bei 
Tag  und-Nacht auf der äußer­
sten l i n k e n  Straßenseite 
gehen.

3. Der Straßenverkehr an 
Sonn- und Feiertagen in der 
Zeit von 00.00 bis 22.00 Uhr 
w ird  für Lastkraftwagen* m it 
einem Gesamtgewicht von 7,5 
Tonnen und mehr verboten. 
Dieses Verbot g ilt  nicht fü r 
Fahrten im Interzonenverkehr.

Einzelausnahmen können von 
den Straßenverkehrsbehörden 
genehmigt werden.

4. A lle Kraftfahrzeuge müs­
sen Innen- und Außenspiegel 
haben.

5. Blaues Blinklicht dürfen 
künftig neben Po lize i und 
Feuerwehr auch Unfallwagen 
und Krankenwagen führen.

6. D is Aufstellung von Park ­
uhren w ird  gesetzlich gestattet.

7. Die von der Bundesregie­
rung vorgesehene Einführung 
von Überholungssignalgeräten 
lehnte der Bundesrat ab. Es 
bleibt bei den ' jetzigen  Bup- 
und Signalzeichen.

S. D is neuen Autonummern 
bestehen aus einem bis drei 
Buchstaben und Zahlen in 
schwarzer Schrift auf weißem 
Grund. D ie Buchstaben kenn­
zeichnen dis Zulassungsstelle 
und v/er den aus den Ortsnamen 
möglichst charakteristisch* ent­
nommen. So w ird  Frankfurt 
durch „F ", München durch „M “ ,

SSD, herhören!
Der kleine TA G  w ird  ver­

sandt -und verteilt ohne 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß sein® Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG  

| also ruhig bei der Po lize i 
1 oder beim  Bürgermeis ter- 
| amt oder bei seiner Bienst- 
I  stelle abgeben. Übrigens 
I w ird  er auch dort gern 
I gelesen.
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Dortmund durch „Do** und Cira:» 
haven durch „Cus** gekennzeich­
net.

Der Bundesrat ist jedoch nicht 
dem Regierungsvorschlag ge­
fo lgt, Kraftfahrzeugzüge von 
mehr als 14 M eter Länge und 
Kraftfahrzeuge- von über neun 
Tonnen m it einem Em pfangsge­
rät fü r elektro-optische ü b erh o l 
Signale auszurüsten.

E IN E  R E IC H W E IT E  V O N  2400 km  so ll d iese  neueste XJS-Ferarakei©  haben  (P fe i l ) .  S ie  is t  
an  e in em  P rü fiu rm  m on tiert. B as  B ild* e in «  Nach tau fnahm e* wisrd®. m & t



«Prima Genosse, die beiden leizien Buch- „Büsten mit auswechselbarem Kopf!“ 
staben können wir stehen lassen!"

.B ILD  D E R  W O C H E . A n d ra n g  in L e ip z ig  nach ch inesischem  P o rze lla n , das w ährend  
der Zeit der Frühjahrsmesse zum Verkaui freigegeben w urde.


